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Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU
der Fraktion GRÜNE,
der Fraktion der SPD und
der Fraktion der FDP/DVP

Demokratie und Rechtsstaat verteidigen – Extremismus und 
Hass gegen Flüchtlinge haben in Baden-Württemberg keinen 
Platz! 

Hunderttausende Menschen sind auf der Flucht vor Krieg, Gewalt und Tod und 
suchen Schutz in Europa, vor allem in Deutschland. Die Aufnahme von Menschen, 
die vor Krieg und politischer Verfolgung zu uns fliehen, gehört zu unserer Rechts- 
und Werteordnung. Flüchtlinge zu schützen und ihnen zu helfen, ist grundlegen-
des Selbstverständnis unseres Gemeinwesens und gelebter Ausdruck christlicher 
Nächstenliebe. 

Auch in Baden-Württemberg gibt es Brandanschläge auf geplante und bewohnte 
Flüchtlingsunterkünfte und wer den Kriegswirren entronnen ist, wird dadurch er-
neut von Gewalt bedroht.

Auch in Baden-Württemberg versuchen Rechtsradikale, aus rassistischen Hasspa-
rolen gegen vertriebene und geschundene Menschen politischen Profit zu ziehen 
und hetzen gegen den demokratischen und sozialen Rechtsstaat.

Unsere demokratische und rechtsstaatliche Kultur verteidigen wir mit aller Ent-
schlossenheit gegen Extremismus und Fremdenhass. Wir lassen nicht zu, dass eini-
ge Wenige das Klima in unserem Land vergiften. Wir verurteilen jede Form auslän-
derfeindlicher Straftaten aufs Schärfste. Wir stehen an der Seite aller Bürgerinnen 
und Bürger, die Verfolgten im ganzen Land helfen. 

Gleichzeitig nehmen wir die Sorgen der Menschen ernst und lassen sie mit ihren 
Befürchtungen nicht alleine. Denn sonst werden radikale Kräfte profitieren. Zu-
wanderung und Integration stellen unsere Gesellschaft vor erhebliche Herausfor-
derungen. Diese wollen wir meistern und gemeinsam lösen.

Der Landtag von Baden-Württemberg erklärt daher Folgendes:

•  Der Rechtsstaat wird mit seinen Sicherheitsbehörden und seiner Justiz alles ihm 
Mögliche tun, damit rassistische Gewalttaten so rasch als möglich aufgeklärt 
und geahndet werden. Straftaten im Umfeld von Flüchtlingsaufnahmestellen 
muss durch eine erhöhte Polizeipräsenz begegnet werden. Angesichts der Zu-
nahme der Bevölkerung muss die Polizeistärke entsprechend angepasst werden.
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•  Das Schicksal der Flüchtlinge und ihre Integration in unsere Gesellschaft dürfen 
nicht im Wahlkampf missbraucht werden. 

•  Wer nicht bedroht ist an Leib und Leben, wer ein Auskommen hat, der bleibt 
in seiner Heimat. Deshalb sind auf allen politischen Ebenen Anstrengungen zur 
Beseitigung der Fluchtursachen unerlässlich. Die Abwanderung von Fachkräf-
ten lähmt die Wirtschaft in den Herkunftsstaaten. Deshalb müssen Fehlanreize 
im hiesigen Asylsystem abgebaut werden.

•  Die Menschen, die sich ehrenamtlich und auch beruflich der Aufnahme- und In-
tegrationsaufgabe stellen, haben unsere hohe Anerkennung und Unterstützung.

Baden-Württemberg ist ein weltoffenes und freundliches Land. Wir haben keinen 
Platz für rechtsradikales Verführertum, Hass und Gewalt. Unsere verfassungs-
mäßige Ordnung ist die Grundlage des Zusammenlebens und die Voraussetzung 
gelungener Integration. Diese Grundsätze zu achten fordern wir nicht nur von 
denjenigen, die bereits hier leben, sondern auch von den Flüchtlingen, die zu uns 
kommen. 
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